
Gemeinderatsitzung am 12.11.2025 

 

Top 1 – Einwohnerfragestunde 

Ein Einwohner spricht die geplante Straßensperrung zum zweiten Bauabschnitt in der 

Panoramastraße an. Hierzu hat er bereits mehrere E-Mails mit der Verwaltung und dem 

Landratsamt geschrieben. Vom Landratsamt hat er die Auskunft erhalten, dass noch kein 

Antrag vorliegt. Der Vorsitzende bestätigt dies, auch bei der Gemeinde ist noch keine 

Anhörung eingegangen. Der Einwohner weist darauf hin, dass die Panoramastraße von mehr 

Fußgängern genutzt wird, als gedacht wird. Die vom Vorsitzenden genannte Umleitung über 

Bernd-Kluger-Weg sieht er für nicht möglich an, da dieser Weg nicht befestigt ist und somit 

für ältere Personen oder Kinderwägen nicht begehbar ist. Die Panoramastraße dient als Schul- 

und Kindergartenweg, des Weiteren sind dort zwei Gewerbetreibende angesiedelt. Für den 

Einwohner ist eine Absperrung ohne Fußweg nicht akzeptabel und bittet dies nochmals zu 

überdenken und sich vor Ort die Begebenheiten anzuschauen, auch in Bezug auf Bürgernähe 

und um eine emotionale Ruhe in der Straße zu erhalten.  Er ist der Meinung, dass die 

Begebenheiten wie beim 1. Bauabschnitt, auch beim 2. Bauabschnitt machbar seien. Nach 

dem Bau werden die Randsteine um ca. 30-40 cm nach innen versetzt. Der Vorsitzende geht 

auf den Sicherheitsgedanken ein, welcher auch ein Aspekt darstellt, der bedacht werden muss. 

Da die Straße an dieser Stelle viel enger ist, würde der Weg auch zwangsläufig sehr nah an 

der Baustelle und somit an den Bauarbeiten vorbeiführen. Der Vorsitzende bietet ein Treffen 

Vorort, gemeinsam mit Anliegern, dem Bauherrn und evtl. Landratsamt an. Das Angebot wird 

angenommen. Sobald die Anhörung eingegangen ist, wird ein Termin bekannt gegeben. 

 

Eine Einwohnerin berichtet, dass die Fuß- und Wanderwege in schlechtem Zustand und 

teilweise nicht mehr begehbar sind. Der Vorsitzende sagt, dass die Wege auch als forst- und 

landwirtschaftliche Zuwegung genutzt werden. Hier appelliert er an den gesunden 

Menschenverstand, dass wenn die Wege zu nass sind, diese nicht befahren werden. Die 

Einwohnerin merkt an, dass auch der Weg zur Schule schlecht ist. Auf Nachfrage beim 

anwesenden Wegepaten, teilt dieser mit, dass er für den Weinbergweg bereits mit dem Bauhof 

in Kontakt ist.  

  

 

Top 2 – Sanierung Rabbinats-Gebäude in Braunsbach 

Submissionsergebnis und Auftragsvergabe. 

Der Vorsitzende begrüßt Herrn Kraft und Herrn Kluger von Kraft+Kraft Architekten.  

Der Vorsitzende informiert über die stattgefundene Submission. Gemäß Kostenberechnung 

waren 192.076,71 €/brutto vorgesehen, die Gesamtsumme liegt bei 193.103,94 €/brutto. Herr 

Kraft stellt die Angebote der einzelnen Gewerke vor.  

 

1. Gerüstbauarbeiten 



Im Rahmen einer beschränkten Ausschreibung wurden 7 Firmen zur Angebotsabgabe 

aufgefordert. 5 Bieter haben ein Angebot abgegeben. 

Die Prüfung der Angebote ergab folgendes Ergebnis: 

1. Gerüstbau Hohenlohe, Öhringen   5.417,12 €/brutto 

2. Bieter     5.562,89 €/brutto 

3. Bieter     5.670,47 €/brutto 

4. Bieter     5.741,27 €/brutto 

5. Bieter     5.917,28 €/brutto   

6. Bieter     kein Angebot   

7. Bieter     kein Angebot  

Gemäß Kostenberechnung waren für dieses Gewerk 8.861,93 €/brutto vorgesehen. 

Kraft+Kraft Architekten haben schon mehrfach mit der Firma Hohenloher Gerüstbau gut 

zusammengearbeitet und schlagen vor, die Maßnahme an diese zu vergeben. 

 

2. Zimmerer-/Dachdeckerarbeiten 

Im Rahmen einer beschränkten Ausschreibung wurden 13 Firmen zur Angebotsabgabe 

aufgefordert. 3 Bieter haben ein Angebot abgegeben. 

Die Prüfung der Angebote ergab folgendes Ergebnis: 

1. Beck, Braunsbach     113.267,18 €/brutto 

2. Bieter     123.037,19 €/brutto 

3. Bieter     Angebot unvollständig, daher nicht wertbar 

4. Bieter     kein Angebot 

5. Bieter     kein Angebot    

6. Bieter     kein Angebot    

7. Bieter     kein Angebot    

8. Bieter     kein Angebot    

9. Bieter     kein Angebot    

10. Bieter     kein Angebot    

11. Bieter     kein Angebot    

12. Bieter     kein Angebot    

13. Bieter     kein Angebot    

Gemäß Kostenberechnung waren für dieses Gewerk 112.554,96 €/brutto vorgesehen. 

Kraft+Kraft Architekten haben schon mehrfach mit der Firma Beck gut zusammengearbeitet 

und schlagen vor, die Maßnahme an diese zu vergeben. 



 

3. Flaschnerarbeiten 

Im Rahmen einer beschränkten Ausschreibung wurden 7 Firmen zur Angebotsabgabe 

aufgefordert. 1 Bieter hat ein Angebot abgegeben. 

Die Prüfung der Angebote ergab folgendes Ergebnis: 

1. Löffler, Schwäbisch Hall    8.947,63 €/brutto 

2. Bieter     kein Angebot    

3. Bieter     kein Angebot    

4. Bieter     kein Angebot    

5. Bieter     kein Angebot    

6. Bieter     kein Angebot    

7. Bieter     kein Angebot    

Gemäß Kostenberechnung waren für dieses Gewerk 16.865,87 €/brutto vorgesehen. 

Kraft+Kraft Architekten haben schon mehrfach mit der Firma Löffler gut 

zusammengearbeitet und schlagen vor, die Maßnahme an diese zu vergeben. 

 

4. Putz- und Stuck-, Trockenbau-, Malerarbeiten 

Im Rahmen einer beschränkten Ausschreibung wurden 11 Firmen zur Angebotsabgabe 

aufgefordert. 4 Bieter haben ein Angebot abgegeben. 

Die Prüfung der Angebote ergab folgendes Ergebnis: 

1. Gaukel, SHA-Tüngental    65.472,02 €/brutto 

2. Bieter     65.744,88 €/brutto 

3. Bieter     71.286,06 €/brutto 

4. Bieter      82.671,68 €/brutto 

5. Bieter     kein Angebot    

6. Bieter     kein Angebot    

7. Bieter     kein Angebot    

8. Bieter     kein Angebot    

9. Bieter     kein Angebot    

10. Bieter     kein Angebot    

11. Bieter     kein Angebot    

Gemäß Kostenberechnung waren für dieses Gewerk 53.793,95 €/brutto vorgesehen. 

Kraft+Kraft Architekten haben schon mehrfach mit der Firma Gaukel gut 

zusammengearbeitet und schlagen vor, die Maßnahme an diese zu vergeben. 



 

Ein Gemeinderat sagt, dass er beim Gewerk 2 mehr Angebote erwartet hat um einen besseren 

Vergleich zu erhalten und fordert die Architekten auf, hier mehr zu tun um Angebote zu 

erhalten. Der Vorsitzende gibt zu bedenken, dass 13 Firmen angefragt wurden, wenn hiervon 

10 kein Angebot abgegeben ist es nicht das Verschulden der Architekten. Herr Kraft teilt mit, 

dass die Submission vor 10 Tagen stattgefunden hat, die Bieter können bis zu diesem Termin 

Angebote abgeben. Er erläutert das Verfahren und informiert, dass zu spät abgegebene 

Angebote nicht gewertet werden können.  

Ein Gemeinderat fragt, ob eine erneute Ausschreibung möglich wäre. Der Vorsitzende 

bezweifelt, dass dies den erwünschten Effekt, bessere Angebote zu erhalten, hat. 

Eine Gemeinderätin möchte wissen, ob mit einer Kostenerhöhung durch unvorhergesehene 

Dinge, zu rechnen ist. Herr Kluger berichtet, dass für Restarbeiten noch 30.000 Euro 

eingeplant sind, u.a. für Elektriker und Bodenbelagsarbeiten.  

Ein Gemeinderat erfragt die erhaltenen Unterstützungszahlungen. Der Vorsitzende nennt die 

Förderung aus der Stadtsanierung in Höhe von über 50 % sowie die Zahlung von 30.000 € aus 

dem Ausgleichstock. Schlussendlich wird ein Restbetrag von ca. 100.000 € bei der Gemeinde 

bleiben.  

Ein Gemeinderat erkundigt sich nach der geplanten weiteren Nutzung und des Eigentümers. 

Der Vorsitzende bestätigt, dass das Gebäude in Besitz der Gemeinde Braunsbach ist. Vor 20 

Jahren wurden die unteren Räume saniert, jetzt ist der obere Teil dran. Aktuell ist die 

Kleinkindgruppe noch drin, welche in den Weihnachtsferien in den Leonhard-Prosi-

Kindergarten umziehen wird. Zukünftig werden die oberen Zimmer auch vom 

Rabbinatsmuseum genutzt, die restlichen Räume werden durch die Gemeinde selbst als 

Archiv und als Lagermöglichkeit für den Kindergarten genutzt. 

Der Vorsitzende sagt, dass das Vorhaben im Investitionsplan verankert ist. Das Projekt wurde 

in der Klausurtagung vorgestellt.  

Ein Gemeinderat bittet bei allen Projekten die Frage zu stellen, ob aufgrund der Finanzlage, 

das Vorhaben wirklich durchgezogen werden sollte.  

Auf Nachfrage durch den Vorsitzenden bestätigt das Gremium, die Abstimmung en bloc 

durchführen zu können.  

 

Es ergehen nachstehende mehrheitliche  

B e s c h l ü s s e 

Der Gemeinderat beschließt die Vergabe des Gewerkes „1. Gerüstbauarbeiten“ an den  

wirtschaftlichsten Bieter, Firma Gerüstbau Hohenlohe, Öhringen, zum Angebotspreis von 

5.417,12 €/brutto.  



Der Gemeinderat beschließt die Vergabe des Gewerkes „2. Zimmerer-/Dachdeckerarbeiten“ 

an den wirtschaftlichsten Bieter, Firma Beck, Braunsbach, zum Angebotspreis von 

113.267,18 €/brutto.  

Der Gemeinderat beschließt die Vergabe des Gewerkes „3. Flaschnerarbeiten“ an den  

wirtschaftlichsten Bieter, Firma Löffler, Schwäbisch Hall, zum Angebotspreis von 8.947,63 

€/brutto.  

Der Gemeinderat beschließt die Vergabe des Gewerkes „4. Putz-Stuck-Maler-Trockenbau“ an 

den wirtschaftlichsten Bieter, Firma Gaukel, SHA-Tüngental, zum Angebotspreis von 

65.472,02 €/brutto.  

 

 

 

Top 3 – Bürgerhaus Geislingen – Anbau 

Submissionsergebnis und Auftragsvergabe 

 

Der Vorsitzende informiert über die stattgefundene Submission. Herr Kraft stellt das Angebot 

vor.  

 

1. Anbau als Fertigteil 

Im Rahmen einer beschränkten Ausschreibung wurden 5 Firmen zur Angebotsabgabe 

aufgefordert. 5 Bieter haben ein Angebot abgegeben. 

Die Prüfung der Angebote ergab folgendes Ergebnis: 

1. Zapf, Bayreuth     22.390,00 €/brutto 

2. Bieter      27.917,40 €/brutto 

3. Bieter     29.003,89 €/brutto 

4. Bieter     32.534,60 €/brutto 

5. Bieter     37.866,10 €/brutto   

Gemäß Kostenberechnung waren für dieses Gewerk 22.080,45 €/brutto vorgesehen. 

Kraft+Kraft Architekten haben schon mehrfach mit der Firma Zapf gut zusammengearbeitet 

und schlagen vor, die Maßnahme an diese zu vergeben. 

 

Ein Gemeinderat fragt, ob die Kosten für den benötigten Kran im Angebot enthalten ist. Herr 

Kraft bestätigt dies.  



Ein Gemeinderat teilt mit, dass die Preise für die Fertiggarage soweit passen, unschlüssig ist 

ihm allerdings, wo die restlichen, eingeplanten 70.000 € herkommen. Herr Kraft nennt hier 

die benötigten Fundamente. Weitere Kosten entstehen durch die geplante Holzfassade, den 

Planungskosten, die Genehmigungsgebühr, sowie das Erstellen der Außenanlagen. Ein 

Gemeinderat bittet über die weiteren Kosten nochmal zu sprechen, auch ob diese anderes 

erledigt und somit teilweise eingespart werden können. Der Vorsitzende berichtet vom einem 

Vorort-Termin in Geislingen. Hier zeigte sich die Bereitschaft zur Mitarbeit, zu bedenken ist 

hierbei aber, dass eine Gewährleistung für die Arbeiten durch Privatpersonen nicht vorliegt. 

Um weitere Kosten zu sparen ist die Verwaltung im Austausch mit dem Bürgerverein.  

Es ergeht nachstehender mehrheitlicher    

B e s c h l u s s  

Der Gemeinderat beschließt die Vergabe des Gewerkes „1. Anbau als Fertigteil“ an den  

wirtschaftlichsten Bieter, Firma Zapf aus Bayreuth zum Angebotspreis von 22.390 €/brutto.  

 

Top 4 – Bebauungsplan „Sportpark Braunsbach, 1. Erweiterung“ 

Abwägungs- und Auslegungsbeschluss 

 

Mit der Drucksache liegt dem Gremium die Sitzungsvorlage vor. Darin enthalten sind die 

Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und Privatpersonen und deren Abwägungen, 

der Schriftteil mit Anhang, der Plan des Geltungsbereichs sowie die Spezielle 

artenschutzrechtliche Prüfung.   

Der Vorsitzender stellt den Sachverhalt vor und geht dabei auf die Abwägungen ein. Er 

berichtet, dass zuerst die Tennishalle vom TSV erbaut werden soll. Der Bau einer Sporthalle 

ist aktuell nicht geplant. Die dortigen Bäume bleiben somit vorerst auch bestehen.  

Die Behelfszufahrt ist im Bebauungsplan nun enthalten, in der kommenden Verkehrsschau 

soll behandelt werden, ob ein Verkehrsspiegel angebracht werden muss damit ein gutes 

Sichtfeld vorliegt.  

Der Vorsitzende geht auf die Stellungnahme des Klimaausschusses ein. Diese ist ganzheitlich 

gedacht. Er berichtet vom Vorort-Termin mit dem Klimaausschuss und Vertretern des TSV.  

Die Beschattung wird thematisiert. Diese kann man sich durch die Pflanzung von Bäumen 

vorstellen. Des Weiteren wird über Spielgeräte beraten. Das Vorhaben soll im Leader-

Programm vorgestellt werden.  

Ein Gemeinderat zitiert aus der Abwägungstabelle. Darin steht, dass Änderungen an der 

Kreisstraße bzgl. Anbindung ÖPNV zu Lasten der Gemeinde gehen. Der Vorsitzende stellt 

klar, dass dies eine Erstellung einer Bushaltestelle wäre, was nicht geplant ist. Die 

Behelfszufahrt ist auch als Zufahrt für den Rettungswagen geplant. Sollte eine Sporthalle 

gebaut werden, könnte hierüber evtl. eine Zufahrt zum Behindertenparkplatz erstellt werden.  

Ein Gemeinderat erfragt die zu erwartenden Kosten für die Gemeinde. Der Vorsitzende stellt 

klar, dass die Gemeinde nur die Kosten für den Bebauungsplan übernehmen wird. Das stellt 



der Zuschuss der Gemeinde an den Sportverein dar. Ohne einen Bebauungsplan ist kein 

Vorhaben dort möglich.  

Ein Gemeinderat äußert kritisch, dass an der oberen Schranke bei Sportveranstaltungen 

geparkt wird. Zeitweise so, dass die Straße lediglich nur einspurig befahren werden kann. 

Dies stellt eine Gefahr dar und er schlägt vor dort Schilder für ein Parkverbot anzubringen.  

Ein Gemeinderat erkundigt sich, ob die benötigten Flurstücke für die Ausgleichsmaßnahmen 

in Besitz der Gemeinde sind. Der Vorsitzende verneint dies, teilt jedoch mit, dass hier bereits 

Gespräche mit Eigentümer laufen. Dies erfolgt in enger Abstimmung und Zusammenarbeit 

mit dem TSV.  

  

Es ergeht nachstehender einstimmiger  

B  e  s  c  h  l  u  s  s 

Den vom Landratsamt Schwäbisch Hall, Bau- und Umweltamt, vorgeschlagenen 

Abwägungen und Beschlussvorschlägen zu den Ergebnissen der Beteiligung der Träger 

öffentlicher Belange und Privatpersonen zum Bebauungsplan „Sportpark Braunsbach, 1. 

Erweiterung“ wird zugestimmt. Der Gemeinderat fasst hierzu den Abwägungsbeschluss und 

Auslegungsbeschluss. 

 

 

Top 5 – Landtagswahl am 08.03.2026 

Festlegung der Wahlbezirke 

Für die Landtagswahl am 08.03.2026 werden für die Gemeinde Braunsbach folgende 

Wahlbezirke und Wahlräume zum Beschluss vorgeschlagen: 

 

Wahlbezirk Nr. Wahlraum 

 

Braunsbach 1 Burgenlandhalle Braunsbach 

Geislinger Str. 9 

74542 Braunsbach 

Arnsdorf/Geislingen 2 Kulturhaus Geislingen 

Im Steinig 27 

74542 Braunsbach 

Döttingen/Steinkirchen 3 Altes Rathaus Döttingen 

Keltergasse 1 

74542 Braunsbach 

Jungholzhausen/Orlach 4 Bürgerhaus Jungholzhausen  

Heugasse 7 

74542 Braunsbach 

 

Es ergeht nachstehender einstimmiger  

B  e  s  c  h  l  u  s  s 



Der Gemeinderat stimmt dem Vorschlag der Verwaltung der Einteilung der Wahlbezirke und 

Wahlräume für die Landtagswahl am 08.03.2026 zu. 

 

 

Top 6 – Auswirkungen der Kreisumlageerhöhung 

Information  

 

Der Vorsitzende berichtet von der Kreistagssitzung am 21. Oktober 2025. Dort hat Herr 

Landrat Bauer den Haushaltsplanentwurf für das Jahr 2026 eingebracht. 

Kern des Haushaltsplanentwurfs war die Feststellung des Kreisumlagehebesatzes. Dieser 

wurde im Entwurf mit 39,4 % vorgestellt. Im aktuellen Jahr liegt der Hebesatz bei 36,4 %. 

 

Alleine das Anheben der Kreisumlage um weitere 3 % gegenüber dem Vorjahr, würde den 

Gemeindehaushalt um ca. 382.000 € weiter verschlechtern. 

 

Bereits im Vorjahr hat das Anheben der Kreisumlage von 32,0 % auf 36,4 % zu 

Mehraufwendung in Höhe von ca. 250.000 € geführt. 

 

Im Kreishaushalt wurde auch die Entwicklung der Kreisumlage in den Folgejahren 

dargestellt: 

2027:             40,9 %, + 16.500 € gegenüber 2026 

2028:             40,9 %, + 52.200 € gegenüber 2027 

2029:             42,1 %, + 110.600 € gegenüber 2028 

 

Bis 2029 wird die Kreisumlage somit für die Gemeinde Braunsbach zu hohen bislang nicht 

gedeckten Mehraufwendungen führen. 

 

Insgesamt sind damit über den Planungszeitraum 2026 – 2029 allein aus der Kreisumlage mit 

Mehraufwenden in Höhe von ca. 1.791.000 € zu rechnen. Diese Entwicklung wird es der 

Verwaltung und dem Gemeinderat in der kommenden Haushaltsplanung umso schwerer 

machen einen genehmigungsfähigen Haushalt zu erarbeiten. 

 

Der Vorsitzende stellt fest, dass dies die Gemeinde sehr hart treffen würde, es aber auch keine 

Möglichkeit gibt, etwas gegen die Kreisumlageerhöhung zu unternehmen.  

Ein Gemeinderat erkundigt sich, ob die Beteiligung am Diak bereits enthalten ist. Der 

Vorsitzende geht davon aus. Er berichtet von einer Darstellung in der Hohenloher Zeitung den 

Hohenlohekreis betreffend. Dort wurde anhand eines Schaubildes die Kostentreiber 

dargestellt, deutlich zu erkennen war, dass dies der Sozialhaushalt ist. In diesem Bereich sind 

Einsparungen nur bedingt möglich aber nicht unmöglich.  

Ein Gemeinderat regt an sich Gedanken zu machen, auch in Klausur, wie die Ausgaben 

gestemmt werden können und erfragt, ob bereits etwas bekannt, wodurch das ausgeglichen 

werden könnte. Der Vorsitzende teilt mit, dass finanzielle Mittel über den Finanzausgleich 

geleistet werden sollen, die nicht an gewisse Dinge gebunden sind und so die Kommune die 

Mittel so einsetzen kann, wo es am dringendsten benötigt wird. Zusätzliche Einnahmen 



können über weitere Photovoltaik-Anlagen generiert werden. Dennoch muss auch an den 

Ausgaben gearbeitet werden. Evtl. müssen Vorhaben auf mehrere Jahre gestreckt, verschoben 

oder im schlimmsten Fall gestrichen werden. Kämmerin Onorati ergänzt, dass es aktuell aber 

keine konkreten Versprechungen seitens des Bundes gibt, bei den Schulen soll nachgesteuert 

werden. Die Ganztagsbetreuung wird von oben verlangt, also muss hierfür auch Geld von 

oben kommen. Bis dies in ein Gesetz gefasst wird, wird es noch dauern.  

Ein Gemeinderat sagt, dass Projekte auch abgelehnt werden müssen, wenn diese nicht 

geleistet werden können. Der Vorsitzende bestätigt dies, nimmt jedoch als Beispiel die 

Sanierung des Rabbinatsmuseums, wenn hier jetzt nichts gemacht wird, wird es in einigen 

Jahren sicherlich noch teurer, Stichwort: Sanierungsstau.  

Der Gemeinderat nimmt die Information zur Kenntnis.  

 

 

Top 7 – Festsetzung der Hebesätze für Grund- und Gewerbesteuer 

Beschlussfassung  

Der Sachverhalt wurde in der Gemeinderatsitzung am 08. Oktober 2025 öffentlich und 

ausführlich beraten.  

Kämmerin Onorati hat die Zahlen zur Sitzung heute noch einmal aktualisiert mitgebracht, 

welche sie dem Gremium vorstellt.  

Als Tischvorlage liegt die geänderte Satzung über die Erhebung der Grund- und 

Gewerbesteuer (Hebesatzsatzung) sowie die aktuelle Prognose der Steueraufkommen bei 

verschiedenen Hebesätzen vor.  

Bei der Grundsteuer A muss, um die Aufkommensneutralität zu erreichen ein Hebesatz von 

755 v.H. angesetzt werden. Als Beschlussvorschlag wird ein Hebesatz von 760 v.H. genannt.  

Bei der Grundsteuer B konnte nochmals ein Sprung von 20 Prozentpunkten getätigt werden. 

Um die Aufkommensneutralität zu erreichen muss ein Hebesatz von 539 v.H. angesetzt 

werden. Als Beschlussvorschlag wird ein Hebesatz von 540 v.H. genannt.  

Die Gewerbesteuer wird dem Satz von Untermünkheim angepasst, dadurch wird es auch 

möglich sein, die Abrechnung des IKG zu vereinfachen.  

Die Hebesätze gelten für das Kalenderjahr 2026. 

 

Es ergeht nachstehender mehrheitlicher  

B  e  s  c  h  l  u  s  s 

Der Gemeinderat stimmt der Satzung über die Erhebung Grund- und Gewerbesteuer 

(Hebesatzsatzung) zum 01.01.2026 zu. 

 

 



Top 8 – Vereinfachte Umlegung „Kindergarten“, Gemarkung Braunsbach 

Beschlussfassung 

Im Bereich des Kindergartencampus Braunsbach befinden sich derzeit mehrere kleinere 

Grundstücksparzellen, die sich sämtlich im Eigentum der Gemeinde Braunsbach befinden. 

Diese Parzellen bilden in ihrer Gesamtheit das Grundstück des bestehenden Kinderhauses. 

Um die Grundstückssituation zu vereinfachen, soll eine vereinfachte Umlegung durchgeführt 

werden. Ziel ist es, die zahlreichen kleinen Flurstücke zu einem einheitlichen, größeren 

Grundstück zusammenzuführen. 

Die Maßnahme dient insbesondere der Verwaltungsvereinfachung sowie der Übersichtlichkeit 

im Liegenschaftskataster. Zudem wird hierdurch künftig die Grundsteuerveranlagung 

erleichtert. Da sämtliche betroffenen Flurstücke im Eigentum der Gemeinde stehen, bestehen 

keine rechtlichen oder eigentumsrechtlichen Konflikte. 

Die Umsetzung der vereinfachten Umlegung erfolgt in Abstimmung mit dem Landratsamt 

Schwäbisch Hall. 

Es ergeht nachstehender einstimmiger  

B  e  s  c  h  l  u  s  s 

Der Gemeinderat beschließt gemäß § 82 Abs. 1 BauGB die vereinfachte Umlegung 

„Kindergarten“ anhand der im Anhang befindlichen Unterlagen. Der Beschluss umfasst die 

drei Umlegungskarten sowie das Umlegungsverzeichnis für die Ordnungsnummer 1. 

 

 

Top 9 – Bürgerenergie Braunsbach 

Aktueller Bericht  

Der Vorsitzende begrüßt Herrn Tim Schneider, ZEAG.  

Herr Schneider stellt die nachfolgenden Projekte vor: 

 

Freiflächen-Photovoltaik Jungholzhausen 

- Ca. 12 Hektar Fläche 

- 11,8 MWp Leistung 

- Über 11.700.000 kWh/Jahr erneuerbarer Strom 

- Netzanschluss direkt am benachbarten Windrad 

- Frühjahr/Sommer 2026 in Betrieb 

Herr Schneider berichtet über den aktuellen Stand der Arbeiten und zeigt hierzu Bilder. Die 

Anordnung der Module wird anhand eines Planes dargestellt.  

 

Freiflächen-Photovoltaik Arnsdorf 



- Ca. 9,5 Hektar Fläche 

- Ca. 8 MWp Leistung 

- Über 8.000.000 kWh/Jahr erneuerbarer Strom 

Herr Schneider teilt mit, dass aktuell der Bauantrag vorbereitet wird. Mit dem Beginn des 

Baus ist für das Jahr 2026 geplant. Er zeigt den Lageplan der Fläche.  

Ein Gemeinderat fordert, dass nach Abschluss der Arbeiten in Jungholzhausen die Zuwegung 

gemeinsam abzulaufen. Dadurch soll sichergestellt werden, dass die Wege ordentlich 

hinterlassen werden.  

Ein Gemeinderat erkundigt sich nach der Gestaltung unter den Modulen. Herr Schneider teilt 

mit, dass hier eine Wiese geplant ist. Wie die Pflege genau aussehen wird, muss er intern 

erfragen.  

 

Windpark Zottishofen – Ausbau der Feldwege 

Herr Schneider zeigt anhand einer Übersichtskarte die für die Zuwegung genutzten Feldwege 

und zeigt anhand Bilder den aktuellen Zustand der Feldwege. Im September hat eine 

Begehung Vorort stattgefunden. Die Wege werden entsprechend gerichtet, anschließend 

erfolgt eine Abnahme und Protokollführung. Gemeinderat Östreicher erfragt den Zeitraum. 

Herr Schneider sagt, dass die Arbeiten noch in diesem Jahr stattfinden sollen. Die 

erforderlichen Spezifikationen wurden dem Nachunternehmer Spezifikationen durchgegeben. 

 

Top 10 – Bekanntgaben und Verschiedenes 

a) Bekanntgabe nichtöffentlicher Beschlüsse der Gemeinderatsitzung vom 

08.10.2025 

- Flurneuordnung „Winterberg“ 

Der Vorsitzende erläutert den Sachverhalt. Der Gemeinderat beschließ einen 

Beitrag von maximal 10.000,00 € zu übernehmen, um die privaten 

Teilnehmerbeiträge zu senken und die Akzeptanz des Verfahrens zu erhöhen. 

 

b) Bekanntgabe Protokoll 

Die Verwaltung gibt bekannt, dass das Protokoll der nachstehenden  

Gemeinderatsitzung fertiggestellt ist: 08. Oktober 2025 

 

c) Sonstiges 

 

Der geplante Mobilfunkmast in Zottishofen befindet sich aktuell im 

Baugenehmigungsverfahren im Landratsamt. Es ist mit einer Baugenehmigung zu 

Beginn des Jahres 2026 zu rechnen. 

 

Der Vorsitzende gibt nachstehende Termine bekannt: 

- Jagdgenossenschaftsversammlung Döttingen: 20.11.2025. Die 

Jagdgenossenschaftsversammlung in Braunsbach hat am 10.11.2025 stattgefunden.  

- Tag der offenen Tür in der Grundschule Braunsbach: 14.11.2025, 14-17 Uhr  



- Feuerwehr Braunsbach: Tag der offenen Tür in Braunsbach, 15.11.2025, 15 Uhr 

- Volkstrauertag 16.11.2025 – Kranzniederlegung in den einzelnen Ortschaften  

 

 

Top 11 – Anfragen des Gemeinderates 

Eine Gemeinderätin berichtet, dass das Trinkwasser in Orlach immer noch von schlechter 

Qualität ist. Die Antworten, welche sie von Herr Gersten, NOW, erhält sind nicht 

zufriedenstellend. Der Vorsitzende teilt mit, dass die Kochereckgruppe in Abstimmung mit 

dem Gesundheitsamt ist. Das Gesundheitsamt hat vorgegeben, Proben mit und ohne Chlor an 

bestimmten Stellen durchzuführen. Ein Gemeinderat sieht es für unglaublich an, wie lange 

das schon geht. 

 

Für die Richtigkeit, 

 

David Beck 

Bürgermeister  

 

 

 

 


